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1	 Das im April 1991 in Kraft 
getretene Landesstatis-
tikgesetz beschreibt in 
neun Punkten die Auf-
gaben des Statistischen 
Landesamtes. Es nennt 
in § 3, Abs. 2, Nr. 5 unter 
anderem als eine Auf-
gabe wissenschaftliche 
Analysen, Prognosen 
und Modellrechnungen 
auf der Grundlage statis-
tischer Daten. In der 
Begründung dazu wer-Begründung dazu wer-Begründung dazu wer
den als Beispiel politik-
begleitender Untersu-
chungen die sozial- und 
familienpolitikrelevanten 
Untersuchungen der 
Familienwissenschaft-
lichen Forschungsstelle 
aufgeführt. Vergleiche 
Gesetzblatt für Baden-
Württemberg, Nr. 10, 
17. Mai 1991, S. 216 und 
Landtag von Baden-
Württemberg, Druck-
sache 10/4430, S. 26/27.

2	 Wingen, Max, Statistik 
und Politik, Anmerkun-
gen zur Standortbestim-
mung der amtlichen 
statistischen Information, 
in: Wingen, Max (Hrsg.), 
Statistische Information 
– Probleme und Leistun-
gen (Klaus Szameitat 
zum 70. Geburtstag), 
Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg, 
Stuttgart, 1984, S. 197.

Vor 30 Jahren richtete der damalige Präsident
des Statistischen Landesamtes, Prof. Dr. Max 
Wingen, die Familienwissenschaftliche For­
schungsstelle (FaFo) ein. Mit dieser Projekt­
gruppe stellte er den bereits bestehenden
wirtschaftswissenschaftlichen Analysen eine
stärker sozialwissenschaftlich ausgerichtete
Komponente zur Seite. Seitdem sind statis­
tisch fundierte Informationen und Beratung
zu familienpolitikrelevanten Themen ein Mar­
kenzeichen der FaFo, das von den Akteuren
auf Landes­, kommunaler und betrieblicher
Ebene als Grundlage für Entscheidungen in
ihrem Verantwortungsbereich genutzt wird.
Rückblickend zeigt sich, dass aus der Projekt­
gruppe längst eine feste Einrichtung der fami­
lienwissenschaftlichen Forschung geworden
ist, deren Wertschätzung über die Landes­
grenze hinausgeht.

Die Rahmenbedingungen vor 30 Jahren

Im Übergang zu den 1980er-Jahren trugen 
Landesregierung und Öffentlichkeit verstärkt 
Erwartungen an das Statistische Landesamt 
heran, die zunehmend in die Aufgabenbereiche 
der themenbezogenen Analyse und Informa-
tionsbereitstellung hineinreichten. So hatte 
der Ministerrat im Juni 1981 dem Statistischen 
Landesamt die Möglichkeit eingeräumt, über 
die herkömmlichen Aufgaben der Erhebung, 
Aufbereitung und Analyse statistischer Daten 
hinaus der Landesregierung datenorientierte 
Analysen zu Themen vorzulegen, die im Vor-
dergrund aktueller politischer Diskussionen 
standen. Damit wurde die im Hause langjährig 
bestehende Tradition, Datenproduktion mit 
weiterführenden Auswertungen zu verbinden, 
ergänzt und als Aufgabe der Landesstatistik 
gestärkt.1

Nachdem die wirtschaftspolitikrelevanten 
Analysen schon in den 1970er-Jahren aus-
gebaut worden waren, gewannen danach 
sozialpolitische Fragestellungen zusätzlich an 
Gewicht. Vor allem die sich verändernden 
Familienstrukturen und die damit zusammen-
hängenden demografischen und sozioökono-
mischen Hintergründe schoben sich mehr und 
mehr in das Blickfeld der politischen und wis-

senschaftlichen Diskussion. Damit wuchs der 
Bedarf an verlässlichen, fachlich kommentier-
ten Informationen.

Im wissenschaftlichen Bereich wurde beson-
ders die Diskussion um die Ursachen des 
drastischen Geburtenrückgangs, seine Aus-
wirkungen auf die Bevölkerungsentwicklung 
und die weiteren Folgen der demografischen 
Alterung auf die einzelnen Gesellschaftsbe-
reiche intensiv geführt. Die Amtliche Statistik 
in Bund und Ländern lieferte wesentliche daten-
gestützte Beiträge dazu. Jedoch erreichten die 
Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen For-
schung und den statistischen Analysen nicht 
diejenigen, die in Politik und Gesellschaft Ent-
scheidungen hätten treffen können, um die zu-
mindest dem Trend nach damals erkennbaren 
und als problematisch bewerteten Auswirkun-
gen abzufedern. Als ein wesentlicher Grund 
dafür lassen sich auch „Kommunikations-
schwierigkeiten“ ausmachen. „Wo Wissen-
schaft und Forschung zur praktischen Politik-
beratung herangezogen werden, entsteht ein 
Geflecht von Kommunikationsbeziehungen, bei 
denen auch mit Kommunikationsschwierig-
keiten gerechnet werden muss (…) Besonders 
wichtig für eine fruchtbare Wechselbeziehung 
im Hinblick auf das Geschäft der wissenschaft-
lichen Politikberatung erscheint, dass gegen-
seitig die jeweiligen spezifischen Handlungs-
bedingungen und Anforderungen gesehen 
und verstanden werden.“2

Der Anfang

Daraus entstand die Idee: Um Ergebnisse von 
Forschungsarbeiten zu den sich wandelnden 
Familienstrukturen, den damit zusammen-
hängenden Ursachen und Auswirkungen des 
bereits Anfang der 1980er-Jahre erkennbaren 
demografischen Wandels für politisch Han-
delnde und andere Entscheidungsträger bes-
ser nutzbar zu machen, bedarf es einer „Über-
setzerfunktion“. Eines „Scharniers“ zwischen 
Forschung und Politik, das die wissenschaft-
lichen Erkenntnisse methodisch, thematisch 
und sprachlich so aufbereitet, wie es dem In-
formationsbedarf der jeweiligen Adressaten 
entspricht. 

FamilienForschung	Baden­Württemberg	
im	Statistischen	Landesamt
Von der Projektgruppe zur anerkannten und festen Einrichtung 
der familienwissenschaftlichen Forschung 
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3	 Nave-Herz, Rosemarie, 
Gegenstandsbereich und 
historische Entwicklung 
der Familienforschung, 
in: Nave-Herz, Rosemarie/
Markefka, Manfred: 
Handbuch der Familien- 
und Jugendforschung, 
Band I: Familienfor-
schung, Neuwied, Frank
furt am Main, 1989, S. 15.

Ein zweiter Aspekt lag im Themenfeld „Familie“ 
selbst. Die wissenschaftliche Befassung mit 
Familienstrukturen, den vielfältigen Lebens
situationen von Familien und ihren Wechsel-
beziehungen zu gesellschaftlichen Entwicklun
gen wurde nach längerer Pause erst im Laufe 
der 1970er-Jahre wieder aufgenommen.3 Häu-
fig lagen ihr eher konzeptionelle Ansätze zu 
Grunde als empirische, auf breiter Datenbasis 
fundierte Untersuchungen. Hierfür spielte 
sicherlich auch eine Rolle, dass es eine ein-
heitliche Definition von „Familie“ nicht gibt. 
Jedenfalls wurde die Amtliche Haushalts- und 
Familienstatistik (Mikrozensus) selten so tief in 
Anspruch genommen, wie es ihrem Informa
tionsgehalt entsprochen hätte. Sie weist zum 
Beispiel den Vorteil auf, dass durch ihr Erhe-
bungskonzept nicht „die Familie“, sondern 
einzeln abgrenzbare Familientypen als Formen 
des Zusammenlebens empirisch erfassbar 
sind (Schaubild 1).

Auf diesen beiden Eckpfeilern beruhte der 
Handlungsansatz von Prof. Dr. Max Wingen, 
den er mit Unterstützung der baden-württem-
bergischen Landesregierung kurz nach seinem 
Amtsantritt 1981 als Präsident des Statistischen 
Landesamtes Baden-Württemberg in die Tat 
umsetzte. Mit einer systematischen und bundes-
weit beachteten Auswertung der baden-würt
tembergischen Zusatzerhebung zum Mikro-

zensus 1981 über die Lebenssituation der 
ausländischen Haushalte im Land wurde 1982 
die Familienwissenschaftliche Forschungs
stelle (FaFo) als Projektgruppe im Statistischen 
Landesamt auf den Weg gebracht. Die Inten
sivierung der Forschungsarbeiten über die 
Projektgruppe war auch im Hinblick auf die 
vielfältigen und regelmäßig anfallenden Daten-
bestände der Amtlichen Statistik zweckmäßig 
und sinnvoll, weil vermehrte Analysen eine 
kostengünstige Ausschöpfung der mit beträcht-
lichen Erhebungskosten gewonnenen Daten 
gewährleisten. 

Die Finanzierung der Forschungsstelle erfolgte 
in der Anfangsphase ausschließlich über For-
schungsaufträge von Landesministerien, die 
auch den Personalbedarf in Form von Zeit
verträgen für wissenschaftliche Angestellte 
abdeckten. Gleichwohl sah das Forschungs-
konzept vor, dass auch Analysen aus dem 
fachstatistischen Bereich des Landesamtes in 
die Arbeiten der Forschungsstelle einfließen 
konnten. Zugleich war die Arbeit der heutigen 
FamilienForschung Baden-Württemberg (FaFo) 
auf einen interdisziplinären Forschungsansatz 
hin ausgelegt. Dieser Ansatz ist auch deshalb 
dringend geboten, weil das Themenfeld 
„Familie“ ein Querschnittsthema ist, dessen 
wissenschaftliche Behandlung mit eindimen
sionalen Sichtweisen nur unzureichend wäre. 

Lebens- und Familienformen von Frauen im Alter von 25 bis 44 Jahren 
in Baden-Württemberg 1974 und 2010S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 728 12

Anteile in %

4

9

75

12

24

4

8

8

47

Nichteheliche Lebensgemeinschaft

Alleinstehend

Verheiratet

Nichteheliche Lebensgemeinschaft

Alleinerziehend

Verheiratet

Ohne Kinder

Mit Kindern

20101974

Datenquelle: Mikrozensus.

10



13

Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 10/2012 Bevölkerung,
Familie

Die Themen

Von Beginn an wurden hauptsächlich Themen 
aufgegriffen und empirisch untersucht, die je-
weils auf der aktuellen Tagesordnung der Poli-
tik standen. An dieser Stelle können nur zu-
sammengefasst einige Themenbereiche und 
ausgewählte Projekte angesprochen werden, 
die – ohne die vielen anderen in ihrer Bedeu-
tung hintenan zu stellen – thematisch oder 
von der zeitgeschichtlichen Aktualität beson-
dere Bedeutung hatten. 

Die Datenerhebung und Analysen zur Lebens-
situation ausländischer Haushalte gab das 
baden-württembergischen Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung als 
Zusatzerhebung zum Mikrozensus 1981 zu 
einer Zeit in Auftrag, als beispielsweise inten-
siv über Konzepte zur Integration der im Lande 
lebenden Ausländer und ihrer Familien disku-
tiert wurde. Dafür bot die datengestützte Be-
standsaufnahme zu Verweildauer, Rückkehr
plänen, Familiennachzug und zur sozialen und 
ökonomischen Integration eine wertvolle In-
formationsbasis. 

Angesichts der schwierigen Arbeitsmarktsitua
tion zu Beginn der 1980er-Jahre und dem ab-
sehbaren Hineinrücken geburtenstarker Jahr-
gänge ins Erwerbsleben waren die Berufs-
chancen der jungen Generation ein Topthema 
der Landespolitik. Hierzu lieferte nicht nur eine 
umfassende Analyse der seinerzeitigen Arbeits
marktsituation für junge Menschen eine statis
tisch fundierte Diskussionsgrundlage, sondern 
auch der durch Modellrechnungen gestützte 
Ausblick auf die Berufschancen in den darauf-
folgenden 10 bis 15 Jahren.

Durch die bisherigen 3 Jahrzehnte der For-
schungsarbeiten zog sich immer wieder auch 
das weite Themenfeld der ökonomischen 
Lebenslagen von Familien. Mit unterschied-
lichen Schwerpunkten – vom Gesamtblick über 
die materiellen Lebenssituationen von Familien 
bis hin zu spezifischen Aspekten wie etwa Nie
drigeinkommen – wurden auf diese Weise dif-
ferenzierte statistische Informationen bereitge-
stellt, die stets die Vielfalt familiärer Strukturen 
und Lebenslagen offen gelegt haben.

Im Spektrum der Analysen zur wirtschaftlichen 
Lage der Familien war die nur in Baden-Würt
temberg durchgeführte Zusatzerhebung zur 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1983 
über die Aufwendungen der Familien für ihre 
minderjährigen Kinder auch von bundesweiter 
Relevanz. Mit der Auswertung dieser Daten
basis für das baden-württembergische Sozial-
ministerium lagen erstmalig empirisch fun-

dierte, auf aktuellen Verbrauchsstrukturen 
beruhende „Kinderkosten“ vor. Indem diese 
Ergebnisse eine quantitative Vorstellung da
rüber boten, was Familien materiell für Kinder 
unterschiedlichen Alters aufwendeten, waren 
sie zugleich eine Orientierungshilfe für die 
Höhe einer politisch gewollten Entlastung der 
Familien im Rahmen des Familienlastenaus-
gleichs über einkommensteuerliche Regelun
gen und direkte Transferleistungen. Das galt 
auch für andere Bereiche, etwa dort, wo es um 
Fragen des Unterhaltsrechts oder der dama-
ligen Sozialhilfeleistungen ging.

Bereits Mitte und Ende der 1980er-Jahre be-
schäftigte sich die FaFo in umfangreicheren 
Studien mit dem heute nach wie vor hoch ak-
tuellen Thema der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Zum einen wurden auf Basis einer 
landesinternen Zusatzerhebung des Mikrozen-
sus 1982 die Erwerbstätigkeit von Müttern und 
die Betreuungssituation ihrer Kinder unter-
sucht. Schwerpunkte lagen hier nicht nur in 
der Bestandsaufnahme zum Umfang der Er-
werbsbeteiligung, sondern auch auf familien-
bedingten Unterbrechungen und der Wieder-
aufnahme einer Erwerbstätigkeit sowie den 
Rückkehrabsichten nicht erwerbstätiger Müt-
ter ins Erwerbsleben. Zum anderen erstellte 
die FaFo anlässlich des Internationalen Fach-
kongresses „Mütter und Väter zwischen Er-
werbsarbeit und Familie“ im März 1990 für 
das baden-württembergische Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit, Familie und Frauen ein 
Handbuch mit Beispielen aus der betrieblichen 
Praxis und der öffentlichen Verwaltung, wel-
che Regelungen dort zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf eingeführt worden 
waren. Diese Thematik hat auch heute noch 
mit dem Kompetenzzentrum Beruf & Familie 
einen besonders hohen Stellenwert im Arbeits
programm der FaFo (Schaubild 2).

Vielbeachtete Meilensteine stellen die beiden 
Familienberichte 1998 und 2004 dar, die im 
Auftrag des Sozialministeriums Baden-Würt
temberg erarbeitet wurden. Hier erfolgten je-
weils umfassende Analysen zu den vielfältigen 
Strukturen und Lebenssituationen der Familien 
und eine Bestandsaufnahme der familienpoli-
tischen Leistungen des Landes. Ein gesonderter 
Teil des Berichts 2004 befasste sich ausführ-
lich mit der Lebenssituation von Migranten
familien in Baden-Württemberg. Diese Berichte 
gingen zurück auf Empfehlungen der Enquete-
Kommission des baden-württembergischen 
Landtags „Kinder in Baden-Württemberg“ aus 
dem Jahr 1994, die eine kontinuierliche Fami-
lienberichterstattung vorgeschlagen hatte. Die 
Umsetzung dieser Empfehlung wird bis in die 
Gegenwart fortgesetzt, indem im Sinne einer 
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fortlaufenden Familienberichterstattung vier-
mal im Jahr Themenhefte erscheinen, die sich 
jeweils mit aktuellen Fragen der politikrelevan
ten Familienforschung beschäftigen.

In die beiden Familienberichte 1998 und 2004 
fand auch ein Analysekonzept Eingang, das 
Mitte der 1980er-Jahre im Rahmen eines vom 
Bundesfamilienministerium geförderten Projek
tes entwickelt und empirisch ausgefüllt worden 
war. Auf dessen Basis lassen sich die differen-
zierten Lebensverhältnisse von Familien in 
unterschiedlichen Phasen des Familienzyklus 
untersuchen. Im Laufe des Familienzyklus ver-
ändern sich Familienkonstellationen, familiale 
Aufgaben und auch ihre wirtschaftliche Situa-
tion. Dementsprechend stehen Familien in 
diesen unterschiedlichen Phasen vor ganz ver-
schiedenen Anforderungen und Ansprüchen. 
Mit der Einbindung in die Familienberichte 
konnte dieses Analysekonzept einen wichtigen 
Beitrag zur Politikberatung leisten.

Mit der verstärkten Diskussion um die abseh-
baren Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf kommunaler Ebene hat sich das 
Thema „Familienfreundliche Kommune“ im 
Arbeitsfeld der FaFo fest etabliert. Seit 2005 
werden mit Kooperationspartnern auf Landes- 
und kommunaler Ebene Informationen über 
den demografischen Wandel, seine absehbaren 
Auswirkungen und mögliche Schlussfolge-
rungen für Handlungsalternativen vermittelt. 
Dies geschieht beispielsweise über die „Zu-
kunftswerkstatt Familienfreundliche Kommune“ 
– ein in der Praxis erprobtes und bewährtes 
Verfahren, wenn eine Kommune mit Beteili-
gung ihrer Bürgerschaft neue Ideen und Vor-
schläge zur Familienfreundlichkeit aufgreifen 
und umsetzen will.

Eine Zwischenbilanz nach 30 Jahren

Im Verlaufe der vergangenen 30 Jahre haben 
die Arbeiten der FamilienForschung – unter 
den jeweiligen Rahmenbedingungen – ein an-
erkannt hohes und für politische Entscheidun
gen im Bereich Familie auch erforderliches 
Qualitätsniveau erreicht und gehalten. Dies 
wäre ohne eine Mindestausstattung an perso-
nellen Führungs- und Forschungskapazitäten 
und die Arbeitsumgebung des Statistischen 
Landesamtes nicht realisierbar gewesen. Hinzu 
kommt, dass sich die Aufgabenerfüllung – die 
Arbeitsinhalte, die Arbeitsweise und die Art 
der Informationsvermittlung – stets mit den 
sich wandelnden Anforderungen der „Kund-
schaft“ weiterentwickelt hat. Impulse dafür 
entstanden besonders auch durch das hohe 
Interesse von Politik, Verwaltung, Wirtschaft 
und Verbänden in Baden-Württemberg an dem 
gesellschaftspolitisch zentralen Bereich von 
Familie und Familienpolitik. Angesichts der 
absehbaren Herausforderungen, die die Ver-
änderungen von Familien- und Bevölkerungs-
strukturen künftig in allen Handlungsfeldern 
mit sich bringen, wird es für Entscheidungs-
träger, die in ihrem jeweiligen Verantwortungs
bereich über Maßnahmen zur Bewältigung 
dieser Herausforderungen zu entscheiden 
haben, hilfreich sein, wenn Kapazität und 
Kompetenz der FamilienForschung Baden-
Württemberg auch weiterhin zur Verfügung 
stehen. 

Weitere Auskünfte erteilt
Ivar Cornelius, Telefon 0711/641-28 00,
Ivar.Cornelius@stala.bwl.de

Erwerbsbeteiligung von Frauen in Baden-Württemberg 1972 und 2010 
nach AltersgruppenS2
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Erwerbstätigenquote1) in %

1) Anteil der erwerbstätigen Frauen an allen Frauen der gleichen Altersgruppe.
Datenquelle: Mikrozensus.
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